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Der Bundestag hat weitreichende 
MaÇnahmen beschlossen, um die 
Gesundheit der B¿rgerinnen und 
B¿rger zu sch¿tzen, die Auswirkun-
gen der Corona-Pandemie auf Ar-
beitsplªtze und Wirtschaft zu be-
grenzen und Menschen vor sozialen 
Notlagen zu bewahren. 
Das Coronavirus stellt unser Land vor 
die grºÇte Herausforderung seit vielen 
Jahrzehnten. Die SPD-Fraktion sorgt 
daf¿r, dass der Staat den Menschen in 
dieser Krise als starker Partner zur 
Seite steht. Jeder Arbeitsplatz, der ver-
loren geht, und jeder Betrieb, der 
bankrottgeht, ist einer zu viel. Mit ei-
nem milliardenschweren MaÇnahmen-
paket werden deshalb Krankenhªuser, 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 
Familien mit Kindern, Mieterinnen und 
Mieter, Freiberufler, Soloselbstªndige, 
Kleinstbetriebe, mittelstªndische und 
groÇe Unternehmen unterst¿tzt. 
 
Sicherung von Arbeitsplªtzen 
 
Es wird ein Schutzschirm f¿r Arbeits-
plªtze gespannt: Wenn Unternehmen 
Arbeitsausfªlle haben, kºnnen sie jetzt 
leichter Kurzarbeitergeld beantragen, 
statt die Beschªftigten zu entlassen. 
Das hatte der Bundestag bereits in der 
vorletzten Woche beschlossen. 
Kurzarbeitergeld kann demnach be-
reits gezahlt werden, wenn zehn Pro-

zent der Beschªftigten eines Betriebes 
von Arbeitsausfall betroffen sind ï und 
nicht wie sonst ein Drittel. Anders als 
bisher wird in Betrieben teilweise oder 
vollstªndig auf den Aufbau negativer 
Arbeitszeitsalden verzichtet. Erstmals 
kann Kurzarbeitergeld auch f¿r Be-
schªftigte in Leiharbeit gezahlt wer-
den. Die Bundesagentur f¿r Arbeit er-
stattet die Sozialversicherungsbeitrªge 
komplett. 
Zusªtzlich wird es nun ermºglicht, 
dass Beschªftigte in Kurzarbeit in Be-
reichen aushelfen kºnnen, die notwen-
dig sind, um die Infrastruktur und Ver-
sorgung aufrechtzuerhalten. Zuver-
dienste werden bis zur Hºhe des vor-
herigen Einkommens gestattet. Das 
Kurzarbeitergeld kann r¿ckwirkend 
zum 1. Mªrz 2020 ausgezahlt werden. 
Das sichert Arbeitsplªtze, auch in der 
mittelstªndischen Wirtschaft. 
 
Hilfen f¿r Eltern und Familien 
 
Wer wegen Schul- oder KitaschlieÇung 
seine Kinder betreuen muss und nicht 
zur Arbeit kann, wird gegen ¿bermªÇi-
ge EinkommenseinbuÇen abgesichert. 
Das wird im Infektionsschutzgesetz 
geregelt. Befristet bis zum Ende der 
SchulschlieÇung, aber lªngstens f¿r 
sechs Wochen, werden nicht mehr nur 
direkt von der Krankheit Betroffene ab-
gesichert, sondern auch erwerbstªtige 
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Eltern, die mit den Folgen der ausfal-
lenden Betreuung klarkommen m¿ssen 
und Lohnausfªlle aufgrund der Kinder-
betreuung im Pandemie-Fall haben. 
Wenn erwerbstªtige Eltern Kinder unter 
12 Jahren zu betreuen haben, weil eine 
Betreuung anderweitig nicht sicherge-
stellt werden kann, erhalten sie weiter 
Geld vom Arbeitgeber, das diesem wie-
derum in Hºhe des Kurzarbeitergeldes 
(in der Regel 67 Prozent des Bruttoein-
kommens) von den zustªndigen Behºr-
den ersetzt wird. So werden Familien 
vor ¿bermªÇigen Einkommenseinbu-
Çen gesch¿tzt. 
AuÇerdem wird der Zugang zum Kin-
derzuschlag vereinfacht, um Familien 
schnell zu helfen, die wegen der Krise 
Einkommensausfªlle haben. Mit dem 
Kinderzuschlag werden Eltern unter-
st¿tzt, wenn das Einkommen zwar f¿r 
den eigenen Lebensunterhalt, aber 
nicht f¿r den der gesamten Familie 
reicht. Bei Neuantrªgen wird nun vo-
r¿bergehend nur das letzte Monatsein-
kommen gepr¿ft ï statt wie sonst das 
Einkommen der vergangenen sechs 
Monate. Damit sollen die Folgen von 
LohneinbuÇen oder Arbeitslosigkeit ab-
gemildert und sowohl Beschªftigte als 
auch selbstªndige Eltern erreicht wer-
den. 
 
Stabilisierung von Unternehmen 
Um die Volkswirtschaft zu stabilisieren 
und Arbeitsplªtze zu sichern, wird ein 
Wirtschaftsstabilisierungsfonds errich-
tet. Die MaÇnahmen ergªnzen die be-
reits geplanten Sonderprogramme der 
Kreditanstalt f¿r Wiederaufbau (KfW). 
Der Fonds umfasst mehrere Instrumen-
te. 100 Milliarden Euro sind f¿r so ge-
nannte RekapitalisierungsmaÇnahmen 
zur Kapitalstªrkung vorgesehen. Das 
bedeutet, dass sich der WSF beispiels-
weise direkt an in Not geratenen Unter-
nehmen beteiligen kann, um die Zah-
lungsfªhigkeit dieser Unternehmen si-
cherzustellen. Das Instrument baut auf 
den Erfahrungen aus der Finanzmarkt-
krise von 2008 auf. Eine effektive ºf-
fentliche Kontrolle der Mittelverwen-
dung wird sichergestellt. Weiterhin sol-
len staatliche Garantien von bis zu 400 
Milliarden Euro Unternehmen dabei 

helfen, am Kapitalmarkt Geld zu be-
kommen. Die SPD-Fraktion hat im par-
lamentarischen Verfahren daf¿r ge-
sorgt, dass davon auch mehr Startups 
ab einer bestimmten GrºÇe profitieren 
kºnnen. AuÇerdem werden mit Kredi-
ten von bis zu 100 Milliarden Euro die 
bestehenden Sonderprogramme der 
Kreditanstalt f¿r Wiederaufbau (KfW) 
refinanziert. Zur Finanzierung dieser 
MaÇnahmen wird der Bund je nach Be-
darf zusªtzliche Kredite aufnehmen. 
Um gerade auch kleinere und mittel-
stªndische Unternehmen dabei zu un-
terst¿tzen, liquide zu bleiben und Ar-
beitsplªtze zu erhalten, hatte die Bun-
desregierung bereits in der vorletzten 
Woche mehrere MaÇnahmen be-
schlossen. So wird es Unternehmen 
ermºglicht, ihre Steuerschulden erst 
spªter zu bezahlen und Steuervoraus-
zahlungen zu senken. Um die Versor-
gung mit Liquiditªt zu verbessern, wer-
den auÇerdem bestehende Programme 
f¿r Liquiditªtshilfen deutlich ausgewei-
tet und zusªtzliche Sonderprogramme 
bei der KfW aufgelegt. 
 
Soforthilfen f¿r Soloselbstªndige 
und Kleinstunternehmen 
Soloselbstªndige, Freiberufler und 
Kleinstunternehmen werden durch So-
forthilfen unterst¿tzt. Die Kreditpro-
gramme zur Sicherstellung der Liquidi-
tªt greifen bei ihnen oft nicht. Hªufig 
verf¿gen sie ¿ber keine Sicherheiten 
oder weitere Einnahmen, m¿ssen aber 
trotz mºglicher UmsatzeinbuÇen wei-
terhin ihre laufenden Betriebskosten 
wie Mieten oder Leasingraten finanzie-
ren. 
Um ihre wirtschaftliche Existenz zu si-
chern, erhalten Soloselbstªndige, Frei-
berufler und Kleinstunternehmen eine 
finanzielle Soforthilfe, wenn sie infolge 
der Corona-Krise in wirtschaftliche 
Schwierigkeiten geraten. Die Soforthilfe 
betrªgt bis zu 9.000 Euro Einmalzah-
lung f¿r drei Monate bei bis zu f¿nf Be-
schªftigten. Bei bis zu zehn Beschªftig-
ten sind es bis zu 15.000 Euro. Die Ab-
wicklung soll elektronisch ¿ber die Lªn-
der erfolgen. Das Programm hat ein 
Volumen von 50 Mrd. Euro. 
 



 3 

' 
Dr. Sascha Raabe, 
MdB 
B¿rgermeister a.D. 
entwicklungspolitischer 
Sprecher der SPD-
Bundestagsfraktion 

Kontakt: 
Deutscher Bundestag 
Platz der Republik 
11011 Berlin 
Tel: (030) 227 - 73334 
Fax: (030) 227 - 76376 
E-Mail:  
sascha.raabe@bundestag.de 
 

Wahlkreisb¿ro 
Am Freiheitsplatz 6 
63450 Hanau 
Tel: (06181) 24098 
 

   b9²{[9¢¢9w ±hb 5wΦ {!{/I! w!!.9 
     AUSGABE   02 / 2020 

Mitteilung vom 19.02.2020
 

Schutz vor Insolvenzen 
 
AuÇerdem wird die Fortf¿hrung von Un-
ternehmen ermºglicht und erleichtert, 
die infolge der Corona-Pandemie in 
wirtschaftliche Schwierigkeiten kommen 
oder insolvent geworden sind. F¿r diese 
Fªlle wird die Insolvenzantragspflicht 
bis zum 30. September 2020 ausge-
setzt. Zudem werden Anreize geschaf-
fen, den betroffenen Unternehmen 
neue Liquiditªt zuzuf¿hren und die Ge-
schªftsbeziehungen zu diesen aufrecht 
zu erhalten. F¿r einen dreimonatigen 
¦bergangszeitraum wird flankierend 
das Recht der Glªubiger eingeschrªnkt, 
die Erºffnung von Insolvenzverfahren 
zu beantragen. 
 
Schutz von Mieterinnen und Mietern 
 
Niemand soll wegen der Corona-Krise 
seine Wohnung verlieren, niemandem 
soll wegen krisenbedingter Zahlungs-
schwierigkeiten der Strom oder das 
Gas abgestellt werden. 
Wer wegen der Corona-Krise Schwie-
rigkeiten bekommt, die Miete oder Leis-
tungen der Grundversorgung wie Strom 
oder Gas zu bezahlen, bekommt einen 
Aufschub gewªhrt. Das gilt f¿r private 
Verbraucherinnen und Verbraucher 
ebenso wie f¿r Kleinstunternehmen. 
So wird f¿r Mietverhªltnisse das Recht 
der Vermieter zur K¿ndigung von Miet-
verhªltnissen eingeschrªnkt. Dies gilt 
sowohl f¿r Wohn- als auch f¿r Gewer-
beraummietvertrªge. Wegen Mietschul-
den aus dem Zeitraum vom 1. April 
2020 bis 30. Juni 2020 d¿rfen Vermie-
ter das Mietverhªltnis nicht k¿ndigen, 
sofern die Mietschulden auf den Aus-
wirkungen der Corona-Pandemie beru-
hen. Die Verpflichtung der Mieter zur 
Zahlung der Miete bleibt dabei grund-
sªtzlich bestehen. 
AuÇerdem wird geregelt, dass Verbrau-
cherinnen und Verbraucher sowie 
Kleinstunternehmen nicht von der 
Grundversorgung abgeschnitten wer-
den, wenn sie wegen der Corona-Krise 
in Zahlungsschwierigkeiten kommen. 
 
Vereinfachter Zugang zur Grundsi-
cherung 
 
Menschen, denen durch die jetzige Kri-

se allmªhlich das Einkommen oder die 
wirtschaftliche Existenz wegbricht, sol-
len mit ihren Familien nicht f¿rchten 
m¿ssen, mittellos dazustehen. Deswe-
gen wird der Zugang zu Leistungen der 
Grundsicherung vereinfacht. 
Wer zwischen dem 1. Mªrz und dem 
30. Juni 2020 einen Antrag auf Leistun-
gen der Grundsicherung stellt und da-
bei erklªrt, ¿ber kein erhebliches Ver-
mºgen zu verf¿gen, erhªlt SGB-II-
Leistungen (u. a. ALG II). Erst nach 
dem Ablauf von sechs Monaten gelten 
wieder die ¿blichen Vorschriften. Auch 
Folgeantrªge werden unb¿rokratisch f¿r 
sechs Monate weiterbewilligt. 
AuÇerdem werden die Ausgaben f¿r 
Wohnung und Heizung in den ersten 
zwºlf Monaten des Grundsicherungsbe-
zugs in tatsªchlicher Hºhe anerkannt. 
Niemand, der zwischen dem 1. Mªrz 
und dem 30. Juni 2020 einen Antrag 
auf Grundsicherung stellt, soll deswe-
gen umziehen m¿ssen. 
 

Stªrkung von Krankenhªusern 
Der Bundestag hat einen Schutzschirm 
f¿r Krankenhªuser,  rzte und Pflege 
beschlossen. Sie tragen die Hauptlast 
in der Krise und kºnnen sich darauf ver-
lassen, dass der Schutzschirm sie 
durch die Krise trªgt. Mit dem Gesetz 
wird daf¿r gesorgt, dass den Kranken-
hªusern zusªtzliche Mittel f¿r die Be-
schaffung von Schutzausr¿stung zur 
Verf¿gung gestellt werden. AuÇerdem 
erhalten sie f¿r jedes zusªtzliche Inten-
sivbett mit Beatmungsgerªt 50.000 Eu-
ro. Krankenhªuser, die Operationen 
verschieben, um Betten f¿r Corona-
Fªlle frei zu machen, erhalten daf¿r ei-
nen finanziellen Ausgleich aus dem 
Bundeshaushalt. Damit die Kranken-
hªuser alles tun kºnnen, um die Pflege-
krªfte bei der Behandlung von Infekti-
onsfªllen zu unterst¿tzen und zu entlas-
ten, bekommen sie ebenfalls zusªtzli-
che Mittel. 
Auch Rehabilitationskliniken kºnnen in 
der Krise bei der Versorgung von 
Coronafªllen mithelfen und erhalten die 
notwendige Unterst¿tzung. F¿r leerste-
hende Betten bekommen sie einen 
Ausgleich. Insgesamt wird mit rund 10 
Mrd. Euro an zusªtzlichen Mitteln und 
Entlastungen f¿r die Krankenhªuser ge-



 4 

' 
Dr. Sascha Raabe, 
MdB 
B¿rgermeister a.D. 
entwicklungspolitischer 
Sprecher der SPD-
Bundestagsfraktion 

Kontakt: 
Deutscher Bundestag 
Platz der Republik 
11011 Berlin 
Tel: (030) 227 - 73334 
Fax: (030) 227 - 76376 
E-Mail:  
sascha.raabe@bundestag.de 
 

Wahlkreisb¿ro 
Am Freiheitsplatz 6 
63450 Hanau 
Tel: (06181) 24098 
 

   b9²{[9¢¢9w ±hb 5wΦ {!{/I! w!!.9 
     AUSGABE   02 / 2020 

rechnet. 
 rzten und Psychotherapeuten wer-
den drohende Einnahmeausfªlle er-
stattet, wenn ihre Patientenzahlen zu-
r¿ckgehen. Die Pflegekrªfte werden 
von Begutachtungen, Qualitªtspr¿fun-
gen und Beratungseinsªtzen entlastet, 
um die Infektionsgefahr zu verringern. 
Pflegeeinrichtungen erhalten die Si-
cherheit, durch die Epidemie bedingte 
finanzielle Mehrausgaben oder Min-
dereinnahmen ¿ber die Pflegeversi-
cherung erstattet zu bekommen. 
Zum 30. Juni werden die Auswirkun-
gen der Corona-Krise auf die Kran-
kenhªuser durch einen Beirat ¿ber-
pr¿ft. Sollte sich zeigen, dass weitere 
Hilfen benºtigt werden, wird die SPD-
Fraktion unverz¿glich handeln. 
 
Einsatz der sozialen Dienste 
Die SPD-Fraktion sorgt daf¿r, dass 
die sozialen Dienstleister und Einrich-
tungen jetzt dort eingesetzt werden, 
wo sie am dringendsten gebraucht 
werden ï bei der Hilfe f¿r Menschen, 
die vom Coronavirus betroffen sind. 
Die sozialen Dienstleister und Einrich-
tungen werden alles in ihrer Macht 
Stehende tun, um bei der Bewªltigung 
der Corona-Krise mitzuhelfen. Sie 
werden daf¿r mit finanziellen Hilfen 
weiter gesichert. 
 
Personal zur Aufrechterhaltung von 
Gesundheitsdienst und Infrastruk-
tur 
Es wird pragmatisch sichergestellt, 
dass Menschen, die in dieser schwie-
rigen Zeit dabei helfen wollen, unser 
Gesundheitssystem, die Infrastruktur, 
die ºffentliche Ordnung und Versor-
gung aufrechtzuerhalten, auch helfen 
kºnnen, ohne einen Nachteil davon zu 
haben. Deshalb wird es Menschen in 
Rente oder Saisonarbeit, vor allem in 
der Landwirtschaft, unb¿rokratisch 
mºglich gemacht, mit anzupacken. 
Daf¿r wird ein hºherer Hinzuverdienst 
bei der Rente ermºglicht. AuÇerdem 
wird der zeitliche Rahmen f¿r kurzfris-
tige Minijobs vor¿bergehend von jetzt 
70 auf 115 Tage erweitert. 
 
Strafverfahrensrecht 

Die SchutzmaÇnahmen im Zuge der 
Corona-Pandemie betreffen auch die 
Gerichte und Staatsanwaltschaften. 
Vor allem f¿r strafgerichtliche Haupt-
verhandlungen ist absehbar, dass die 
gesetzlich vorgesehenen Mºglichkei-
ten zur Hemmung der Unterbre-
chungsfristen bei strafgerichtlichen 
Hauptverhandlungen in Ä 229 Absatz 
3 der Strafprozessordnung nicht aus-
reichend sind. Ziel der strafverfah-
rensrechtlichen Regelungsvorschlªge 
ist es, durch einen zusªtzlichen Hem-
mungstatbestand die Fortsetzung vie-
ler durch die Pandemie unterbroche-
ner Strafverfahren zu ermºglichen und 
so die Aussetzung und vollstªndige 
Neuverhandlung dieser Prozesse zu 
vermeiden. In das Einf¿hrungsgesetz 
zur Strafprozessordnung soll ein auf 
ein Jahr befristeter zusªtzlicher Hem-
mungstatbestand f¿r die Unterbre-
chungsfrist einer strafgerichtlichen 
Hauptverhandlung eingef¿gt werden. 
Dieser erlaubt es den Gerichten, die 
Hauptverhandlung f¿r maximal drei 
Monate und zehn Tage zu unterbre-
chen, wenn diese aufgrund von MaÇ-
nahmen zur Vermeidung der Verbrei-
tung der Corona-Pandemie nicht 
durchgef¿hrt werden kann. 
 
  
  Nachtragshaushalt 
  Dank der soliden Finanzpolitik der 
vergangenen Jahre ist der Bund fi-
nanzpolitisch handlungsfªhig. Um 
die MaÇnahmen zur Bewªltigung der 
Corona-Pandemie zu finanzieren, 
hat der Bundestag einen Nachtrags-
haushalt beschlossen. 
   Die enormen Herausforderungen im 
Zusammenhang mit der Pandemie 
machen Kredite in Hºhe von rund 
156 Mrd. Euro erforderlich. Damit 
wird die nach der Schuldenregel zu-
lªssige Obergrenze der Verschul-
dung deutlich um knapp 100 Mrd. 
Euro ¿berschritten. Aus Sicht der 
Bundesregierung handelt es sich 
aber um eine auÇergewºhnliche 
Notsituation, die eine ¦berschreitung 
der Obergrenze gemªÇ Artikel 115 
Absatz 2 Satz 6 erforderlich macht. 
Der Deutsche Bundestag hat dem 
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am Mittwoch zugestimmt. 
 
    SPD-Fraktion richtet Task Force zu 
so   zialen Folgen der Corona-
Pandemie ein 
    Noch sind nicht alle Folgen der 
Corona-Krise absehbar. Die Bekªmp-
fung der Auswirkungen des Virus er-
fordert auch in den kommenden Wo-
chen und Monaten entschiedenes 
Handeln, um die Gesundheit zu sch¿t-
zen, Existenzen zu sichern und Ar-
beitsplªtze zu erhalten. Damit diese 
Arbeit weiterhin reibungslos gelingt, 

hat die SPD-Fraktion eine Task Force 
ĂSoziale Folgen der Corona-
Pandemieñ eingerichtet. 
  Gemeinsam mit den sozialdemokrati-
schen Mitgliedern der Bundesregie-
rung und dem SPD-Parteivorstand 
wird diese Task Force fortlaufend die 
aktuelle soziale Lage analysieren, 
Probleme identifizieren und schnelle 
und pragmatische Lºsungen erarbei-
ten. Sie tauscht sich dabei eng mit 
Lªndern, Kommunen, Sozialpartnern 
und Sozialverbªnden aus. 
 

Gastkommentar im Hanauer Anzeiger vom 23.03.2020 

Die Corona-Krise hat unser Leben 
drastisch verªndert. Wie in jeder Kri-
se kommen nun das Beste und das 
Schlechteste im Menschen zum Vor-
schein. Zum Besten gehºren all die 
Menschen, die anderen in diesen Ta-
gen aufopferungsvoll helfen. Sei es 
ehrenamtlich beim Einkaufen f¿r ªl-
tere Mitb¿rger(innen) oder hauptbe-
ruflich im Krankenhaus oder an der 
Kasse im Supermarkt. Zum Schlech-
testen gehºren die Menschen, die 
nur an sich selbst denken und die 
Regale in den Lebensmittelmªrkten 
leer rªumen, um sich auf Monate mit 
Proviant einzudecken. Dadurch feh-
len anderen Mitmenschen Waren, 
die sie zum tªglichen Leben brau-
chen. F¿r alle wªre genug da, wenn 
alle vern¿nftig und solidarisch ein-
kaufen w¿rden. 
Auf gemeinsame Freizeitvergn¿gen 
zu verzichten und Abstand zu halten, 
um Schwªchere und Alte zu sch¿t-
zen, ist auch ein Gebot der Solidari-
tªt. Die Politik ï und damit wir als 
Gesellschaft und Steuerzahler insge-

samt ï muss nun auch Solidaritªt mit 
denjenigen zeigen, die aufgrund der 
zum Schutz der Gesundheit ver-
hªngten Verbote und Einschrªnkun-
gen um ihren Arbeitsplatz oder ihre 
berufliche Existenz bangen. Das be-
trifft sehr viele Menschen. Mich errei-
chen st¿ndlich Hilferufe von Klein-
k¿nstlern und Solo-Selbststªndigen 
¿ber den Gaststªttenwirt bis zum Un-
ternehmer. Aber auch viele Eltern, 
die jetzt ihre Kinder aufgrund der 
SchlieÇungen von Kitas und Schulen 
zu Hause betreuen m¿ssen, fragen 
sich, wie sie ihre LohneinbuÇen auf-
fangen kºnnen. Ich werde mich in 
dieser Sitzungswoche daf¿r einset-
zen, dass wir im Deutschen Bundes-
tag den Weg f¿r groÇz¿gige, schnel-
le und unb¿rokratische Hilfen frei 
machen. Es zahlt sich nun im 
wahrsten Sinne des Wortes aus, 
dass wir in den vergangenen wirt-
schaftlich guten Jahren sparsam wa-
ren und finanzielle Reserven haben. 
Jetzt gilt es, groÇz¿gig und solida-
risch zu helfen! 

Solidarisch handeln 
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 Gestern haben wir im Bundestag ei-
nen historischen Schritt gemacht: 
Wir verpflichten in Zukunft deutsche 
und europªische Unternehmen, 
nachzuweisen, dass sie nur Minera-
lien aus sauberen Minen beziehen, 
dass deren Erlºse nicht in den Ta-
schen von ĂWarlordsñ landen und 
sie frei sind von ausbeuterischer 
Kinder- und Zwangsarbeit. Das ma-
chen wir nun mºglich mit dem natio-
nalen Durchf¿hrungsgesetz und der 
zugehºrigen EU-Verordnung ¿ber 
die ĂErf¿llung von Sorgfaltspflichten 
in der Lieferkette f¿r Importeure von 
Zinn, Tantal, Wolfram und Gold aus 
Konflikt- und Hochrisikogebietenñ. 

 
Damit sind erstmals in einem beson-

deren problematischen Bereich 
deutsche und europªische Unter-
nehmen gesetzlich verpflichtet, 
menschenrechtliche Sorgfaltspflich-
ten auch im Ausland einzuhalten. 
Insbesondere in der Demokrati-
schen Republik Kongo soll dadurch 
der Missbrauch von Kindern als Sol-
daten und Arbeitssklaven unterbun-
den werden. Ich habe mich f¿r diese 
EU-Verordnung seit vielen Jahren 
eingesetzt und bin stolz, dass es mir 
in den entscheidenden Verhandlun-
gen zusammen mit der SPD-
Fraktion gelungen ist, diese gesetzli-
che Regelung vor einigen Jahren in  

 
   Br¿ssel auf den Weg zu bringen, die 
nun im nationalen Durchf¿hrungsge-

Rohstoffhandel mit Konfliktmineralien verhindern 

Raabe wieder entwicklungspolitischer Sprecher der SPD-Fraktion 

Pressemitteilung vom 03.03.2020 

       Der f¿r die Region Hanau zustªndige 
SPD-Bundestagsabgeordnete Dr. 
Sascha Raabe ist in der heutigen 
Fraktionssitzung einstimmig zum ent-
wicklungspolitischen Sprecher der 
SPD-Bundestagsfraktion gewªhlt 
worden. Raabe hatte dieses Amt be-
reits von 2005 bis Anfang 2014 inne. 
Dann gab er aus Protest gegen die 
im damaligen Koalitionsvertrag von 
SPD und Union zu gering vereinbar-
ten Mittel f¿r Entwicklungszusam-
menarbeit sein Amt ab.ĂEigentlich 
wollte ich aus verschiedenen Gr¿n-
den nicht noch einmal die Sprecher-
position ¿bernehmen. Aber unsere 
bisherige Sprecherin hat aus gesund-
heitlichen Gr¿nden ihr Amt niederge-
legt, und ich wurde gebeten jetzt wie-
der die Verantwortung f¿r diesen Be-
reich zu ¿bernehmen. Dem komme 
ich nun gerne nach, auch weil in die-
ser Legislaturperiode meinen W¿n-

schen nach deutlich mehr Mitteln ge-
folgt wurde. Wir konnten im parla-
mentarischen Verfahren in den letz-
ten drei Jahren die ºffentlichen Mittel 
f¿r Entwicklungszusammenarbeit, 
humanitªre Hilfe und internationalen 
Klimaschutz im Haushalt um jeweils 
eine Milliarde Euro steigern. So eine 
hohe Steigerung drei Mal in Folge hat 
es in der Vergangenheit noch nie ge-
geben. Ich werde auch k¿nftig daf¿r 
kªmpfen, dass wir unser Ziel, 0,7 
Prozent des Bruttonationaleinkom-
mens f¿r ºffentliche Entwicklungszu-
sammenarbeit (ĂODA-Quoteñ) zur 
Verf¿gung zu stellen, schnellstmºg-
lich erreichen. Inhaltlich werde ich 
mich weiter f¿r fairen Handel und f¿r 
die Erreichung der von den Vereinten 
Nationen vereinbarten 17 nachhalti-
gen Entwicklungsziele einsetzenñ, 
erklªrt Raabe. 
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setz ihre Vollendung findet. In 
meiner Rede habe ich deutlich 
gemacht, dass dies ein erster 
wichtiger Schritt ist, dem bald 
ein umfassendes Lieferketten-
gesetz folgen sollte ï und zwar 
f¿r alle Wirtschaftsbereiche 
vom T-Shirt aus Bangladesch 
¿ber die Kohle aus Kolumbien 
bis hin zur Kobaltmine in Afrika.  

 
 

Bitte das Bild anklicken um die Rede 
zu sehen und zu hºren! 

Rede im Deutschen Bundestag vom 05.03.2020  

Rohstoffversorgung der deutschen Industrie 

Gestern haben wir im Bundes-
tag ¿ber einen Antrag der AfD 
debattiert, der im Kern das Ziel 
hat, Rohstoffe aus Afrika billig 
f¿r die deutsche Industrie zu si-
chern. Gleichzeitig werden im 
Antrag und in den AfD-Reden 
Entwicklungsprojekte zur Stªr-
kung der Rechte von Frauen 
und zur Familienplanung ver-
spottet. Ich habe mit deutlichen 
Worten f¿r die SPD-Fraktion da-
rauf reagiert.  
 
 

Bitte auf das Foto klicken um die Rede 

https://youtu.be/gdHQxBz97UsC:/Lokale_Daten/Dokumente/Meine Datenquellen
https://youtu.be/lBldMB3HE7M
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Gastkommentar im Hanauer Anzeiger vom 09.03.2020 

Immer und ¿berall gegen Rassismus 

Die Trauerfeier letzte Woche im Con-
gress Park Hanau kann und wird nie-
mand vergessen. Mich haben die 
Worte der Freunde und Angehºrigen 
zutiefst ber¿hrt und gleichzeitig auch 
sehr beeindruckt. Kein Wort der 
Rache, kein Wort des Hasses, 
sondern eindr¿ckliche und 
bewegende Schilderungen aus dem 
Leben der Opfer und der starke Ap-
pell, dass so was nie wieder pas-
sieren darf. Wir sind es den Opfern, 
den Angehºrigen und allen Mitb¿rger
(innen) mit Migrationshintergrund 
schuldig, dass niemand Angst haben 
muss in unserer Stadt zu leben. Ja, 
die Opfer haben jahrzehntelang hier 
gelebt, waren Hanauerinnen und Ha-
nauer und keine Fremden. Aber Bun-
desprªsident Steinmeier hat Recht, 
wenn er sagt, dass der Anschlag zwar 
uns allen gegolten hat, aber er als 
B¿rger mit weiÇer Haut und weiÇen 
Haaren im Alltag keine Diskriminier-
ung erfªhrt. Ein Herr Steinmeier oder 
Herr Raabe wird nicht automatisch 
von manchen Vermietern oder Arbeit-
gebern aufgrund des Nachnamens 
aussortiert, wenn sie eine Wohnung 
oder eine Arbeitsstelle suchen. Und 
niemand blickt geringschªtzig auf uns 
herab oder macht fiese Spr¿che ¿ber 
unsere vermeintliche Herkunft oder 

Religion. Es ist leider wahr, dass 
Menschen mit anderer Hautfarbe, 
egal ob sie als Fl¿chtlinge erst seit 
Kurzem bei uns sind oder hier ge-
boren oder schon seit Jahrzehnten mit 
uns leben, im zunehmenden MaÇe 
Diskrimierungen ausgesetzt sind. Die-
ser Rassismus fand vor wenigen Jah-
ren vorwiegend versteckt statt. Heute 
findet rechter Hass und Hetze offen 
im Internet, im Verein, am Ar-
beitsplatz, im Bekannten- und Fami-
lienkreis, in der Kneipe und auf der 
StraÇe statt. Auch in unseren Parla-
menten bis hin zum Deutschen Bun-
destag sitzen Rechtsextreme und 
sch¿ren Hass und Ausgrenzung. Wir 
m¿ssen gegen diese geistigen Brand-
stifter entschlossen vorgehen. Jede 
und jeder, immer und ¿berall! 

Was letzte Woche passiert ist, macht 
uns uns alle immer noch fassungslos 
und traurig. Es ist gut, dass viele tau-
send Menschen in Hanau und 
Deutschland ihre Anteilnahme zeigten. 
Auch die Teilnahme von Bundesprªsi-
dent Frank-Walter Steinmeier an der 
Mahnwache auf dem Marktplatz 
brachte zum Ausdruck, dass ganz 
Deutschland trauert. Auch wenn es f¿r 
die Angehºrigen sicherlich keinen ech-

ten Trost geben kann, so ist es doch 
ein wichtiges Zeichen des Mitgef¿hls. 
Vor allem war und ist es gut, wenn wir 
immer und ¿berall deutlich machen: 
Wir sind Hanau! Wir sind mehr! 
Neben der Trauer muss von Hanau 
aus auch eine Mahnung, ein Weckruf 
ausgehen. Wir m¿ssen entschlossener 
als bisher gegen Rassismus und rech-
te Hetze vorgehen. Ein Ăweiter soñ darf 
es nicht geben. Niemand darf mehr 

Gastkommentar im Hanauer Anzeiger vom 24.02.2020 

Trauer und Mahnung 
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wegschauen oder weghºren, wenn im 
Internet, am Arbeitsplatz, im Verein oder 
am Stammtisch rechter Hass und rechte 
Verschwºrungstheorien verbreitet wer-
den.  
Auch jeder Wªhler hat eine Verantwor-
tung. Wollen wir weiter zulassen, dass 
rechtsextreme Politiker in unseren Parla-
menten sitzen und Ausgrenzung sch¿-
ren? Rassismus ist heute ein St¿ck weit 
hoffªhig geworden. Genau da m¿ssen wir 
dagegenhalten. Es darf nie gesellschafts-
fªhig sein, wenn der AfD-Fraktions- und 
Ehrenvorsitzende Alexander Gauland, 

meine Kollegin Aydan ¥zoguz aufgrund 
ihrer familiªren t¿rkischen Wurzeln Ăin 
Anatolien entsorgenñ lassen will, nur weil 
ihm ihre Meinung nicht gepasst hat.  
Wer wie Gauland von der ĂKanzler-

Diktatorinñ und von der ĂPolitik der 

menschlichen ¦berflutung" spricht und 

vom "Versuch, das deutsche Volk allmªh-

lich zu ersetzen durch eine aus allen Tei-

len dieser Erde herbeigekommene Bevºl-

kerung" darf sich nicht wundern, wenn 

Verwirrte und Rechtsterroristen das als 

Bestªtigung f¿r ihre Gewalttaten sehen. 


